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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


1 . Abgeordneter 

Johannes 

Singhammer 

(CDU/CSU) 


Wie steht die Bundesregierung zu den Aussagen 
des Bundesministeriums für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau, die gegenüber der Arbeits- 
gemeinschaft der Bauminister der Länder 
(ARGEBAU) betreffend die Bedingungen, die 
beim Verkauf des Bundesanteils der „Deutsch- 
bau" gelten sollen 

(„- Der Käufer muß ein seriöses, branchenkundi- 
ges Unternehmen sein. Er muß zusichern, die 
beiden Unternehmen fortzuführen. 

- Eine Vermarktung der Wohnungsbestände 
muß ausgeschlossen sein. 

- Die Mietpreise und Belegungsbedingungen, 
die für die überwiegende Mehrzahl der 
Wohnungen bestehen, bleiben unverändert 
bestehen. 

- Daß die gesetzlichen Bindungen als Sozial- 
wohnungen und Mietpreisbindungen einge- 
halten werden, ist selbstverständlich und 
nicht weiter erwähnenswert. Eine Ablösung 
von Darlehen, die zur vorzeitigen Beendi- 
gung der Bindungen führen könnte, wird 
ausgeschlossen bleiben."), 

gemacht wurden? 


2. Abgeordneter 

Johannes 

Singhammer 

(CDU/CSU) 


Wann werden die betroffenen Mieter der 
„Deutschbau" mit einem verbindlichen Schrei- 
ben über die gegenüber der ARGEBAU gemach- 
ten Zusagen informiert? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie 


3. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 


(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß nicht, wie 
bisher immer behauptet, in den USA noch 18 For- 
schungsreaktoren mit hochangereichertem Uran 
(HEU) betrieben werden, sondern im Rahmen des 
RERTR- Programmes (Reduzierung der Anreiche- 
rung in Forschungsreaktoren) unter anderem 
acht Forschungsreaktoren zur Zeit auf niedrig 
angereichertes Uran (LEU) umgestellt und bei 
drei Forschungsreaktoren die Umstellung auf 
LEU bereits abgeschlossen ist, und welche 
Konsequenzen wird die Bundesregierung im 
Hinblick auf den Einsatz von HEU im geplanten 
Forschungsreaktor München II (FRM II) daraus 
ziehen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 


4. Abgeordneter 

Hans 

Wallow 


(SPD) 


Betrachtet die Bundesregierung die Entwick- 
lungspolitik entsprechend jüngsten Äußerungen 
des Bundesministers des Auswärtigen nunmehr 
als untergeordneten Bestandteil der Außenpoli- 
tik, und was versteht die Bundesregierung in die- 
sem Zusammenhang unter der „zentralen Koor- 
dinationsfunktion" des Auswärtigen Amtes, wel- 
ches dieses nach den Worten des Bundesmini- 
sters des Auswärtigen im Verhältnis von Außen - 
und Entwicklungspolitik in Zukunft übernehmen 
soll? 


5. Abgeordneter 

Hans 

Wallow 

(SPD) 


An welchen konkreten Punkten der deutschen 
Entwicklungspolitik will die Bundesregierung 
entsprechend öffentlichen Ankündigungen des 
Bundesministers des Auswärtigen für „mehr Effi- 
zienz und bessere Verzahnung" (Frankfurter 
Rundschau vom 23. Januar 1996) sorgen, und wie 
begründet die Bundesregierung ' in diesem 
Zusammenhang den Umstand, daß nach dem 
Auswärtigen Amt nun auch das Bundesministe- 
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung ein Referat für Katastrophenhilfe 
eingerichtet hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


6. Abgeordneter 

Norbert 

Gansei 

(SPD) 


Wie ist der jetzige Stand der Ermittlungsverfah- 
ren in den Mordfällen Lorenzen, Schlüter, 
Ahcene, Puchert u. a. aus den Jahren 1956 bis 
1959, für die nach Berichten des Magazins 
„Focus" (5/1996) der französische Geheimdienst 
verantwortlich sein soll? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


7. Abgeordneter 

Manfred 

Kolbe 

(CDU/CSU) 


Was ist aus der Absicht des Bundesministeriums 
der Finanzen geworden, den östlichen Bundes- 
ländern vorzuschlagen, die Zuteilung von Klein- 
flächen als Gärten oder für den Gemüseanbau bis 
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höchstens 0,5 ha an ortsansässige Industriearbei- 
ter, Angestellte oder Handwerker nicht als 
eine die Zuwendung ausschheßende Zuteilung 
von Bodenreformland im Sinne des § 2 Abs. 1 
Satz 2 des Vertriebenenzuwendungsgesetzes 
(VertrZuwG) anzusehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


8. Abgeordneter 

Thomas 

Krüger 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß zwei 
ehemalige Mitarbeiter des German Tourist Office 
jetzt im Vorbereitungskomitee der Steuben- 
Parade tätig sind, und wie beurteilt sie vor dem 
Hintergrund des Vorwurfs angeblicher Verbin- 
dungen der Steuben-Organisationen zu rechts- 
extremistischen und antisemitisch orientierten 
Personenkreisen die Tatsache, daß das German 
Tourist Office und das deutsche Generalkonsulat 
in New York die Broschüre „Germany for the 
Jewish Traveller" nicht zurückziehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 


9. Abgeordneter 

Hans 

Büttner 

(Ingolstadt) 

(SPD) 


Wie gedenkt die Bundesregierung die nach 
den §§ 1552, 1553 der Reichsversicherungsord- 
nung (RVO) in Verbindung mit § 4 der Be- 
rufskrankheiten-Verordnung vorgeschriebene 
Pflicht des Unternehmers durchzusetzen, nach 
der dieser binnen dreier Tage, nachdem er von 
einem Unfall Kenntnis erlangt hat, eine Unfall- 
bzw. Berufskrankheitenanzeige zu erstatten hat, 
im Hinblick darauf, daß nach Feststellungen des 
Hauptverbandes der Berufsgenossenschaften 
(HVBG) davon auszugehen ist, daß die beim 
HVBG geführte Unfallstatistik lediglich zehn Pro- 
zent der anzeigepflichtigen Arbeitsunfälle erfaßt, 
weil „für einen nicht unerheblichen Anteil der 
Fälle die Meldung durch die einzelnen Berufsge- 
nossenschaften allein anhand des Durchgangs- 
berichtes vorgenommen wird, da eine Unfallan- 
zeige nicht vorliegt" (Quelle: HVBG-Ergebnis- 
niederschrift über die 2. Sitzung der Statistik- 
Arbeitsgruppe „UV-Träger, Länder, BMA" am 
15, Mai 1995 in Sankt Augustin)? 
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10 . Abgeordneter 

Hans 

Büttner 

(Ingolstadt) 

(SPD) 


Wie gedenkt die Bundesregierung das in § 89 
Abs. 2 und 5 RVO verbindlich festgeschriebene 
Mitbestimmungsrecht der Betriebsräte in den 
Fällen durchzusetzen, in denen die Unfallanzeige 
nicht über eine gesetzlich vorgeschriebene 
Unfall- bzw. Berufskrankheitenanzeige des Un- 
ternehmers erfolgt, sondern lediglich durch die 
Durchgangsarztberichte? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


11 . Abgeordnete 

Dr. Dagmar 
Enkelmann 

(PDS) 


Welche Konsequenzen hat die Bundesregierung 
aus dem Umweltgutachten 1994 des Rates von 
Sachverständigen für Umweltfragen gezogen 
(Drucksache 12/6995), der unter Teilziffer 854 
empfiehlt: „Der Bundesverkehrswegeplan in 
seiner derzeitigen Fassung muß nach Ansicht des 
Umweltrates aufgrund von gravierenden Män- 
geln bei der Ökologischen Risikoeinschätzung 
überarbeitet werden. " ? 


12 . Abgeordneter 

Günter 

Gloser 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung die Studie der Firma 
Intraplan (Sektor Nürnberg Süd), die der Regie- 
rung von Mittelfranken vorliegt, bekannt, und 
welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung aus der Tatsache, daß nach dieser Studie im 
Durchschnitt acht Prozent, in einzelnen Berei- 
chen bis 30 Prozent des Fahrgastaufkommens 
durch den Bau der B 2 a der S-Bahn Nürnberg — 
Roth entzogen werden? 


13 . Abgeordneter 

Günter 

Gloser 

(SPD) 


Zu welchem Zeitpunkt war oder wurde nach 
Erkenntnissen der Bundesregierung zur Abklä- 
rung der konkurrierenden Planung B 2 a Süd und 
S-Bahn Nürnberg — Roth der Bundesrechnungs- 
hof tätig und mit welchem Ergebnis? 


14 . Abgeordneter 

Horst 

Schmidbauer 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Übernimmt die Bundesregierung wie bei der Ent- 
scheidung über das Projekt der B 2a auch in 
anderen Fällen ungeprüft Kostenansätze der 
Landesbehörden, die 13 Jahre alt sind, obwohl 
sich nicht nur die Indexwerte, sondern auch die 
Aufwendungen für Immissions-, Landschafts- 
und Lärmschutz erhöht haben? 
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" 15. Abgeordneter 

Horst 

Schmidbauer 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Welcher Lkw-Anteil - der nach den Richtlinien 
für den Lärmschutz (RLS 90) für Bundesautobah- 
nen oder für Bundesstraßen oder der des Gutach- 
ters Prof. Dr. Ing. Harald Kurzak - wurde der Pla- 
nung des gleichen Projektes der B 2a zugrunde 
gelegt? 


16. Abgeordneter 

Bodo 

Seidenthal 

(SPD) 


Trifft es zu, daß eine erzielte Vereinbarung zwi- 
schen dem Bundesministerium für Verkehr und 
dem Land Niedersachsen zur Finanzierung 
zweier aufwendiger Brückenbauwerke im Zuge 
der Bundesautobahn A 2 im Bereich zwischen der 
Anschlußstelle Hämelerwald und dem Auto- 
bahnkreuz Braunschweig-Nord widerrufen 
wurde, und welche Gründe haben zu dieser 
Entscheidung geführt? 


17. Abgeordneter 

Bodo 

Seidenthal 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch die 
„ Schmalspurfahr streif en " Unfallschwerpunkte , 
Staugefahren und anhaltende Belastungen auf 
Umleitungsstrecken als unausweichliche Folgen 
entstehen können, und wie ist dies mit dem 
Sicherheitsansatz der Bundesregierung gerade 
für Bundesfernstraßen vereinbar? 


Geschäftsbereich des Bundesministehums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


18. Abgeordnete 

Brunhilde 

Irber 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die möglichen 
Folgen des vom Wirtschaftsministerium der 
Tschechischen Republik projektierten zyanid- 
gestützten Goldabbaus im Böhmerwald für den 
Nationalpark Bayerischer Wald und für das zu 
seiner Erweiterung vorgesehene Areal? 


19. Abgeordnete 

Brunhilde 

Irber 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung gegenüber der Tsche- 
chischen Republik in der Vergangenheit bereits 
Bedenken gegen die Realisierung dieses Projekts 
geäußert, und, falls nicht, ist sie bereit, Bedenken 
gegenüber der tschechischen Regierung vorzu- 
tragen? 


20. Abgeordnete 

Ursula 

Schönberger 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Angebote für die Verwertung des zwi- 
schengelagerten radioaktiven Materials im End- 
lager Morsleben hat es in der Vergangenheit 
gegeben, und warum sind diese nicht angenom- 
men worden? 
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21. Abgeordnete 
Ursula 
Schönberger 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Was will die Bundesregierung mit dem zwischen- 
gelagerten radioaktiven Material im Endlager 
Morsleben zukünftig machen? 


22. Abgeordnete 

Steffi 

Lemke 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welchem Zustand (Korrosion etc.) befinden 
sich die zwischengelagerten radioaktiven Stoffe 
im Endlager Morsleben, und welche Erkennt- 
nisse hat die Bundesregierung über die Rückhol- 
barkeit dieser Stoffe? 


23. Abgeordnete 

Steffi 

Lemke 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Was hat die Bundesregierung seit 1991 unter- 
nommen, um den Zustand der Zwischenlagerung 
radioaktiver Abfälle im Endlager Morsleben zu 
beenden? 


24. Abgeordneter 

Dr. Uwe 
Küster 

(SPD) 


Welche mittel- bis hochradioaktiven Stoffe 
werden im Endlager Morsleben gelagert, die 
nicht durch die Betriebsgenehmigung aus dem 
Jahre 1986 gedeckt werden? 


25. Abgeordneter 

Dr. Uwe 
Küster 

(SPD) 


Auf welcher wissenschaftlichen oder sonstigen 
Grundlage stellte die Bundesregierung bisher 
fest, daß vom Endlager Morsleben durch den 
aktuellen Betrieb und für die nächsten zehn- 
tausend Jahre keine Gefahren ausgehen können? 


26. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Welche Schritte hat die Bundesregierung einge- 
leitet, die Zwischen- oder Endlagerung hoch- 
radioaktiver Strahlenquellen im Endlager Mors- 
leben zu beenden? 


27. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Können die hochradioaktiven Strahlenquellen in 
ihren derzeitigen Behältern in eine Landessam- 
melstelle transportiert werden? 
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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 


28. Abgeordneter 

Gernot 

Erler 

(SPD) 


Wie ist die Haltung der Bundesregierung zu der 
indischen Position, einem umfassenden Atom- 
teststoppvertrag (CTBT) nur beizutreten, wenn 
sich die fünf offiziellen Atommächte zu einer 
Abrüstung ihrer atomaren Arsenale bindend 
verpflichten? 


29. Abgeordneter 

Gernot 

Erler 

(SPD) 


Welche Möghchkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, durch eigene Initiativen in der VN-Abrü- 
stungskonferenz oder an anderer geeigneter 
Stelle eine Diskussion der indischen Forderungen 
zu erreichen und damit möghchen Gefährdungen 
eines erfolgreichen Atomteststoppvertrages noch 
in diesem Jahr frühzeitig gegenzusteuern? 


30. Abgeordneter 

Norbert 

Gansei 

(SPD) 


War der Bericht im Magazin „Focus" (5/1996), 
demzufolge der französische Geheimdienst in 
den 50er Jahren in der Bundesrepublik Deutsch- 
land Mordanschläge hat durchführen lassen, 
Anlaß für die Bundesregierung, den geschilder- 
ten Sachverhalt zu überprüfen und diesbezüglich 
Kontakt mit der französischen Regierung aufzu- 
nehmen? 


31. Abgeordneter 

Thomas 

Krüger 

(SPD) 


Wie hoch ist die finanzielle Beteiligung durch die 
deutsche Botschaft in Washington und das deut- 
sche Generalkonsulat in New York an der Aus- 
richtung der Steuben-Parade, und aus welchen 
Etats stammen diese Gelder? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


32. Abgeordneter 

Johannes 

Singer 

(SPD) 


Welche Informationen hat die Bundesregierung 
darüber, ob der mit dem Wegfall der Kontrollen 
an den Binnengrenzen zwangsläufig verbundene 
Rückgang der Aufgriffe kompensiert worden ist 
durch entsprechend höhere Aufgriffszahlen an 
den Außengrenzen? 


9 



Drucksache 13/3666 


Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


33. Abgeordneter 

Otto 

Schily 

(SPD) 


Aus welchen Gründen ist die Bundesregierung 
ihrer nach Artikel 17 des Beamtenversorgungs- 
Änderungsgesetzes von 1989 bestehenden Ver- 
pflichtung zur Vorlage des Versorgungsberichtes 
bislang nicht nachgekommen? 


34. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung den Versor- 

Otto gungsbericht vorlegen? 

Schily 

(SPD) 


35. Abgeordneter 

Dr. Burkhard 
Hirsch 

(F.D.P.) 


Welche Staaten haben das Zweite Zusatzproto- 
koll vom 2. November 1993 zum Übereinkommen 
des Europarates zur Verringerung der Mehrstaa- 
tigkeit und über die Wehrpflicht von Mehrstaa- 
tern von 1962 gezeichnet sowie ratifiziert, und 
wann ist es in Kraft getreten? 


36. Abgeordneter 

Dr. Burkhard 
Hirsch 

(F.D.P.) 


Wann beabsichtigt die Bundesregierung, die 
Ratifizierung dieses von ihr gezeichneten Zusatz- 
protokolls einzuleiten? 


37. Abgeordneter 

Manfred 

Such 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist die Bundesregierung bereit, hinsichtlich der 
Fälle, wo abzuschiebende Ausländer in den 
Jahren 1994 und 1995 anläßlich ihrer Transport- 
begleitung durch Beamte des Bundesgrenzschut- 
zes geknebelt oder gefesselt wurden, Informatio- 
nen über die entsprechenden Fallzahlen, die Ist- 
und Soll-Beschaffenheit der verwendeten Fes- 
seln bzw. Knebel, über die Einsatzvoraussetzun- 
gen sowie über den Inhalt der Dienstanweisung 
mitzuteüen, und wie unterscheiden sich die 
dienstlich vorgeschriebenen Knebel von denjeni- 
gen durch Grenzschutzbeamte selbstgefertigten 
Modellen aus zusammengeballten Skisocken mit 
Befesttigungsbändern, die bei dem Einsatz gegen 
den Nigerianer Kola Bankoie, der am 30. August 
1994 am Frankfurter Flughafen zu Tode kam, zur 
Anwendung gekommen sind? 


38. Abgeordneter 

Manfred 

Such 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Erschwernis- oder sonstige Besoldungs- 
zulagen, Aufwandsentschädigungen, Freizeit- 
ausgleich, Spesen und Kategorien von Hotels für 
notwendige Übernachtungen werden Bundes- 
grenzschutzbeamten anläßlich der Transport- 
begleitung abzuschiebender Menschen ins Aus- 
land gewährt, und in welche. Länder ließen 
Bundesgrenzschutzbeamte in den letzten beiden 
Jahren die Abzuschiebenden ab einem Zwi- 
schenstopp bis zum endgültigen Zielort durch 
staatliche oder private „Transport-Subunterneh- 
mer" begleiten? 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


39. Abgeordnete 
Dr. Angelica 
Schwall-Düren 

(SPD) 


Nach welchen Kriterien hat die Biologische Bun- 
desanstalt (BBA) über die Zulassung von Pestizi- 
den, wie dem Herbizid Diuron, entschieden, die 
im Grundwasser gefunden werden, und wie wird 
das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten seine Weisung an die BBA in 
bezug auf Kriterien und eigene Tests korrigieren, 
nachdem inzwischen bewiesen ist, daß Diuron 
auch bei sachkundiger Anwendung ins Grund- 
wasser und in die Oberflächengewässer gelangt? 


40. Abgeordnete 

Dr. Angelica 
Schwall-Düren 

(SPD) 


Wie steht die Bundesregierung zu Überlegungen, 
die Zuständigkeit für das Pflanzenschutzgesetz 
wegen der besonderen Gefahren, die durch Pro- 
duktion, Umgang und Lagerung von chemischen 
Pflanzenschutzmittel Wirkstoffen für Umwelt, 
Arte nvielf alt und Gesundheit entstehen, dem 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit zu übertragen, das schon jetzt 
die Zuständigkeit für die Zulassung gefährlicher 
Chemikalien hat, und wie will sie den Mißbrauch 
von Pflanzenschutzmitteln als chemische Waffe 
wirksamer verhindern? 


41. Abgeordneter 

Meinolf 

Michels 

(CDU/CSU) 


Wie reagiert die Bundesregierung auf die Ent- 
scheidung des Bundesgerichtshofes bezüglich 
der Wertermittlung bei der Umwandlung von 
LPGen (Buchwert/Verkehrswert), und haben die 
ehemaligen Mitglieder nun das Recht, eine Neu- 
berechnung für ihren Vermögensanteil durch- 
führen zu lassen? 


42. Abgeordneter 

Meinolf 

Michels 

(CDU/CSU) 


Stehen die Mittel aus dem Hilfsfonds Ost (6,5 Mio. 
DM aus dem Vermögen der Vereinigung der 
gegenseitigen Bauernhilfe) ausschließlich für 
Prozeßkostenhilfe und Rechtsberatung für die 
ehemaligen Mitglieder von LPGen zur Ver- 
fügung? 


Bonn, den 2. Februar 1996 
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